
Kreistag Unstrut-Hainich Mühlhausen, 26.06.2008

Niederschrift
über die 33. Sitzung des Kreistages Unstrut-Hainich vom 30. April 2008

Tagungsort:              Berufsschulzentrum des Unstrut-Hainich-Kreises, "Audimax"

Beginn:                        16:00 Uhr

Ende:                          18:15 Uhr

Vorgeschlagene Tagesordnung:

Öffentlicher Teil:
01. Eröffnung und Begrüßung
02. Feststellung der Beschlussfähigkeit
03. Bestätigung der Tagesordnung
04. Anfragen aus dem Kreistag
05. Bürgerfragestunde
06. Beratung und Beschlussfassung über die Verwaltungsvorlage - Genehmigung

der Niederschrift  der  31. Sitzung des Kreistages Unstrut-Hainich-Kreis vom
27.02.2008

07. Beratung  und  Beschlussfassung  über  die  Verwaltungsvorlage  -  Fortschrei-
bung des Konsolidierungskonzeptes des Unstrut-Hainich-Kreises 2008, 2009,
2010 in der Form der Beschlussfassung vom 30.10.2007

08. Beratung und Beschlussfassung über die Verwaltungsvorlage - Ständige Be-
wirtschaftung  der  nicht  benötigten  Geldmittel  des  Abfallwirtschaftsbetriebes
durch die Kreiskasse

09. Übergabe des Haushaltsplanentwurfes 2008
Nichtöffentlicher Teil:
10. Beratung und Beschlussfassung über die Verwaltungsvorlage - Veräußerung

von Geschäftsanteilen der HBM Heimbetriebe Mühlhausen GmbH

Zum TOP 01:
Eröffnung und Begrüßung

Der Kreistagsvorsitzende, Herr Dr. Jankowsky, eröffnete die  Sitzung des Kreistages
und begrüßte die Abgeordneten, den Landrat, die Gäste, Vertreter der Presse sowie
Mitarbeiter des Landratsamtes.
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Zum TOP 02:
Feststellung der Beschlussfähigkeit

Herr Dr. Jankowsky gab bekannt, dass sich derzeit 31 Abgeordnete im Saal befin-
den würden und somit die Beschlussfähigkeit gegeben sei. Die Einladung sei ord-
nungsgemäß erfolgt.

Anwesende Kreistagsmitglieder lt. Anwesenheitsliste:

CDU-Fraktion
Brand, Siegfried
Eckes, Hermann-Josef
Fischer, Hartmut
Henning, Andreas
Holzapfel, Elke
Hunstock, Manfred
Dr. Jankowsky, Wolfgang
Karmrodt, Andreas
Kretschmer, Thomas
Lehmann, Annette
von Marschall, Wolf
Mascher, Reinhard
Papendick, Jörg
Pöhler, Volker
Röttig, Bernd
Dr. Ziegenfuß, Jürgen

SPD-Fraktion
Bang, Richard
Borck, Klaus
Brübach, Wolfgang
Dobeneck, Wolfgang
Eisenhut, Christine
Fischer, Andrea
Dr. Jagemann, Kay-Uwe
Karl, Marlies
Klupak, Jörg
Konrad, Eveline
Penßler-Beyer, Siegfried

PDS-Fraktion 
Anschütz, Petra
Bußlapp, Ilona
Eichentopf, Simone
Grabow, Sabine
Haßkerl, Uwe
Kubitzki, Jörg
Mros, Norbert
Ortmann, Monika

Freie Wählergemeinschaft
Deutsch, Jürgen
Karnofka, Thomas
Menge, Hans-Martin
Montag, Karl-Josef

FDP-Fraktion
Dr. Braun, Harald
Dr. Buschmann, Heide-Agnes
Schönau, Bernhard

entschuldigt fehlten:
Müllendorff, Ute
Runge, Daniel
Franke, Peter

unentschuldigt fehlte:
Roth, Hans-Joachim
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Zum TOP 03:
Bestätigung der Tagesordnung

Der Landrat gab bekannt, dass die Verwaltung aufgrund der Ereignisse der letzten
Woche, welche in der Haushalts- und Finanzausschuss-Sitzung am 28.04.2008  im
Rahmen der geschlossenen Sitzung bekannt gegeben und begründet worden seien
und  aufgrund dessen, dass die für diesen Montag geplanten Gespräche mit dem
Thüringer  Innenministerium und  dem Thüringer  Landesverwaltungsamt  nicht  zu-
stande gekommen seien  sowie ein  neuer  Termin noch nicht  feststehe,  ziehe die
Verwaltung den TOP 07 zurückziehe und ihn neu in die Tagesordnung für die Sit-
zung am 21.05.2008 aufnehme.

Herr Henning führte aus, dass es ihn überrasche, dass zu einer Sitzung eingeladen
werde, in der über ein Konsolidierungsprogramm beraten und möglicherweise be-
schlossen werden solle, welches dann kurzfristig von der Tagesordnung genommen
werde. Man habe viele Gäste hier, unter anderem auch die Mitarbeiter der Mühlhäu-
ser Museen, die wissen wollten, wie es weiter gehe. Er könne dies nicht nachvollzie-
hen und bitte den Landrat, Erläuterungen zu geben, was ihn bewogen habe, das ge-
samte Konsolidierungskonzept von der Tagesordnung zu nehmen.

Der  Landrat stellte  fest,  dass  es  schön  sei,  dass  wieder  die  Fraktion,  die  am
schlechtestens in der Sitzung des Haushalts- und Finanzausschusses vertreten ge-
wesen sei, am lautesten applaudiert habe. Es habe anscheinend wieder nicht ge-
klappt,  dass  innerhalb  der  CDU-Fraktionen  Informationen  weitergeleitet  würden,
denn alle anderen Fraktionen scheinen das Problem von Herrn Henning nicht zu
haben.

Er habe ausführlich im Haushalts-  und Finanzausschuss erklärt,  dass im Zusam-
menhang mit der  Entscheidung zur Veräußerung der Anteile  des Krankenhauses
dieser  Punkt von der Tagesordnung genommen werden müsse. Auch der Bericht
des Herrn Käß sage aus, dass es als Konsequenz dann nur die komplette Veräuße-
rung der Anteile des Krankenhauses geben könne. Der zweite Punkt sei die Höhe
der Kreisumlage, die mit ca. 2 Mio. € zusätzlich festgelegt worden sei und jetzt so
nicht mehr greife. Wenn also die zwei größten Bestandteile des Zahlenwerkes nicht
mehr stimmen würden, sei das Konzept nur Makulatur. Das Konzept müsse den vor-
gegebenen Finanzrahmen haben und den habe es nicht mehr. 

Er würde sich freuen, auch im Interesse der Zeit, wenn die CDU-Fraktion bestimmte
Informationsflüsse besser organisieren würde, damit man dies auch nachvollziehen
könne. Die Verwaltung wolle,  in Absprache mit dem Landesverwaltungsamt, neue
Konsolidierungsmaßnahmen aufnehmen. Da die Absprache noch nicht stattgefun-
den habe, sei es sachgerecht, dies jetzt von der Tagesordnung zu nehmen.

Im Übrigen habe die Verwaltung bisher immer Punkte ohne Rechtfertigung von der
Tagesordnung nehmen können.

Herr Brand gab als Vorsitzender des Haushalts- und Finanzausschusses bekannt,
dass alle da gewesen seien, wenn nicht das Mitglied dann der bestellte Vertreter. 

Herr Münzberg führte aus, dass die Verwaltung den TOP 10 des nichtöffentlichen
Teils von der Tagesordnung nehme. Der zuständige Fachausschuss habe sich in
seiner gestrigen Sitzung mit diesem Thema beschäftigt. Dazu seien auch Vertreter
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des  von  der  Verwaltung  vorgeschlagenen  Bewerbers  eingeladen  gewesen.  Auf-
grund einer Autopanne habe ein Bewerber nicht an dem Termin teilnehmen können.
Der Ausschuss habe dann mehrheitlich empfohlen, da die geplanten Fragen an den
Bewerber nicht gestellt werden konnten, den Tagesordnungspunkt auf die nächste
Kreistagssitzung zu verschieben. 

Herr Röttig gab bekannt,  dass es ihn sehr verwundere, wenn man, weil  ein Aus-
schuss der Meinung sei,  keine Empfehlung abgeben zu können, einen Punkt von
der Tagesordnung nehme. Die Erlöse aus dem Verkauf der Heime seien Bestandteil
des Haushaltes.  Er wundere sich, welches Machwerk hier  vorgelegt werde, wenn
diese 7 Mio. € Verkaufserlös nicht kommen würden.

Herr Dr. Jankowsky unterbrach Herrn Röttig. Man befinde sich in der Änderung der
Tagesordnung nicht in der Debatte. Es sei  so, dass der Einreicher ohne Begrün-
dung die Vorlage zurückziehen könne.

Herr Röttig fuhr fort. Er sei der Meinung, dass hier viele Gäste sitzen würden, die
nicht ohne Grund gekommen seien. Es würden den Kreistagsmitgliedern beste Re-
ferenzen vorliegen.

Der Landrat beantragte, dem Redner das Wort zu entziehen.

Herr Dr. Jankowsky wies Herrn Röttig erneut darauf hin, dass man sich nicht in der
Debatte befinde.

Herr Röttig führte aus, dass er öffentlich kundtun wolle, was der Landrat im Vorbei-
gehen zu ihm gesagt habe: "Ich kann ihn mal." Das sei das Niveau, was man hier
habe.

Herr Henning merkte an, dass die 7 Mio. € Verkaufserlös für die Heime im Haushalt
stehen würden. Damit sei der Haushalt Makulatur und er beantrage die Übergabe
des Haushaltsplanentwurfes von der Tagesordnung zu nehmen.

Der Landrat erwiderte, dass er es für niveaulos halte. Auch wenn Herr Brand es so
darstelle, dass die wichtigen Leute da gewesen seien, sie waren teilweise nicht da.
Es scheine nachweislich so zu sein, dass Herr Henning, als Fraktionsvorsitzender,
nicht an der Sitzung teilgenommen habe. Dort sei in Anwesenheit des Beraters eine
ausführliche Begründung gegeben worden.

Der  Haushalt  sei  keine  Makulatur,  da  der  Beschluss  zu  Heimeinrichtungen  am
21.05.2008 erneut auf die Tagesordnung genommen werde. Außerdem bringe man
den endgültigen Haushalt erst am 21.05.2008 ein und wolle ihn am 11.06.2008 be-
schließen.

Es gab keine weiteren Wortmeldungen. 

Herr Dr. Jankowsky rief zur Abstimmung über den Antrag auf, den TOP 09 - Über-
gabe des Haushaltsplanentwurfes - von der Tagesordnung zu nehmen. Der Antrag
wurde mit 18 Ja-Stimmen und 20 Nein-Stimmen abgelehnt.

Herr Dr. Jankowsky rief zur Abstimmung über die geänderte Tagesordnung, ohne
TOP 07 und TOP 10,  auf.  Die  Tagesordnung wurde mit  20 Ja-Stimmen und 18
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Nein-Stimmen angenommen.

Zum TOP 04:

01. Anfrage der Frau Holzapfel, CDU-Fraktion:

"Ich hatte in der letzten Kreistagssitzung mehrere Fragen gestellt, die auch nicht in
der Niederschrift aufgetaucht sind, also sie sind nicht beantwortet, also stelle ich sie
noch mal. Frage an den Herrn Landrat:

Nach  dem Studium des  Berichtes  des  Thüringer  Rechnungshofes,  Prüfung  der
Haushaltsjahre 1995 bis 2005 vom 20.12.2007 frage ich Sie: Haben Ihre Kämmerei,
Ihr Rechnungsprüfungsamt oder andere mit den in diesen Jahren verabschiedeten
Haushalten befassten Beamten oder Angestellte in irgendeiner Weise remonstriert
bzw. anderweitig widersprochen? Wenn ja, wer?

Herr Landrat, die von Ihnen mit der Stadt Schlotheim abgeschlossenen Geschäfte
bezüglich Sporthalle und Sporthotel veranlasst mich zu der Frage: Wer waren die
verantwortlichen und damals handelnden Personen in der GbR, zuständig für Sport-
hotel, alte Turnhalle und Dreifelder-Sporthalle Mittlerweile möchte ich die Frage er-
weitern, wenn Sie gestatten: Wer hat die Mietverträge abgeschlossen?

Herr Landrat, Wer arbeitet soll auch feiern, wer ehrenamtlich arbeitet, hat eine Feier
erst recht verdient. Trotzdem veranlasst mich der hier vorliegende Bericht zu folgen-
der Frage: Anlässlich des 8. März haben Sie Mühlhäuser Frauen zu einer Feier in
den "Schützenberg" eingeladen. Diese Frauen haben ehrenamtlich zum Erfolg der
Mühlhäuser Kirmes beigetragen. Wie sich das zu einer solchen Frauentagsfeier ge-
hört,  haben Sie selbst mit den Damen des Regionalmanagement als Kellner  und
Kellnerin fungiert. Aus welcher Kasse wurde diese Veranstaltung bezahlt?"

Der Landrat führte aus, dass sich alle Kreistagsmitglieder, außer zum wiederholten
Mal Frau Holzapfel, an die Verfahrensweise halten würden. Es gebe eine klare Re-
gelung zur Rang und Reihenfolge von Anfragen. Diese Anfragen hätten nicht in der
Anfrageliste gestanden, da er sie in der letzten Kreistagssitzung beantwortet hatte.
Man könne dies in der Niederschrift nachlesen. Er habe geantwortet, man solle erst
den Bericht lesen und wenn sich daraus noch Fragen ergeben, diese konkretisie-
ren.

Zu Schlotheim könne er sagen, dass man derzeit sehr detailliert Unterlagen zusam-
mentrage. Es sei in Thüringen einmalig, dass ein Kreis über diesen langen Zeitraum
geprüft werde, weil auch dem das Gesetz der Aktenaufbewahrung entgegenstehe. 
Man sei in Verbindung mit Dritten und versuche Akten zusammenzutragen und Klar-
heit zu bekommen. Er wolle feststellen, dass dieser Bericht eine Auffassung sei und
kein Gerichtsurteil. Sobald zu Schlotheim ein Ergebnis vorliege, werde unaufgefor-
dert darüber berichtet. 

Die gestellte Anfrage zur Frauentagsveranstaltung beantworte er wie folgt:

Zunächst erinnere er daran, dass man im vergangenen Jahr die 130. Mühlhäuser
Stadtkirmes, also ein besonderes Jubiläum,  gefeiert habe. Aber nicht nur die Stadt-
kirmes  selbst,  sondern  insgesamt  11  Kirmesgemeinden  begingen  im Jahr  2007
ebenfalls  ihr  Vereinsjubiläum. Hierzu zählten  die  Kirmesgemeinden Sachsensied-
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lung, St. Jacobi, Schaffentor, Rimbach, Mönchsgasse, Vogteier Platz, Weiße Mäu-
se, Wendewehr, Weinbergstraße, Aktivistenring I und Aktivistenring II. Weitere fünf
Kirmesgemeinden seien im Anschluss an den traditionellen  Kirmesumzug mit der
Auszeichnung „gelungenes Bild“ geehrt worden. Hierzu zählten die Kirmesgemein-
den  Zöllnersgasse,  Arndtstraße/Prof.-  Berger-Straße,  Thälmannstraße,  Weg  zum
Eigenheim und Kirmesbahn.

Als Landrat sehe er es als seine Pflicht und Aufgabe, dem besonderen Engagement
der  Mitglieder  der  Kirmesgemeinden,  Wertschätzung  entgegen  zu  bringen.  Nur
durch sie sei es möglich, dass diese traditionsreiche und deutschlandweit einmalige
Veranstaltung auch in Zukunft einer der besonderen Veranstaltungshöhepunkte in
unserem Landkreis bleibe. 

In den vergangenen Jahren seien die Kirmesgemeinden durch Geldzuwendungen
und im Falle von Jubiläen durch die Überreichung von Fahnenbändern geehrt wor-
den. Zur 130. Mühlhäuser Stadtkirmes habe er nach einer Möglichkeit gesucht, sich
in  besonderer  Art  und Weise  bei  den Aktiven der Kirmes zu bedanken.  Wie  die
Mühlhäuser wissen, würden in den Kirmesgemeinden jedes Jahr viele fleißige Hel-
fer  zum Gelingen  beitragen.  Oftmals seien  es die  Frauen,  die  beim Aufbau und
Schmücken der  Festzelte,  bei  der  Vorbereitung von Speisen,  beim Ausschänken
und der Vorbereitung des Umzuges ihren Mann stehen würden. 

Im Rahmen der Frauentagsveranstaltung wurde ihnen Dank und Anerkennung zu
teil. Hierzu seien die Kirmesgemeinden eingeladen worden, welche ein Jubiläum fei-
erten oder für ein gelungenes Umzugsbild geehrt wurden. Dies waren insgesamt 16
Kirmesgemeinden, von denen alle der Einladung gefolgt seien. Insgesamt konnten
250 Gäste begrüßt werden. Der Veranstaltung ging eine Stadtführung voraus, bevor
die  Abendveranstaltung  am Mühlhäuser  Schützenberg  begann.  An  dieser  Stelle
wolle er sich auch noch mal bei der Touristinformation Mühlhausen und deren Leite-
rin Frau Krug für die Unterstützung bei der Vorbereitung und bei den Stadtführern
bedanken, für die von den Gästen nur lobende Worte gefunden worden seien. 

Die Kosten wurden aus seinem Verfügungsfonds abgedeckt  und setzen sich wie
folgt zusammen:

Stadtführung: 250,00 €
Fuhrunternehmen Listemann: 124,95 €
Rosen: 112,25 €
Musikalische Umrahmung: 178,50 €
Miete Schützenberg: 238,00 €
Gläser, Nebenkosten, Aufsichtpersonal: 327,25 €
Speisen und Getränke: 924,06 €

Gesamtsumme: 2155,00 €

Richtig  sei,  dass  sowohl  er  als  auch  die  Mitarbeiterinnen  des  Regionalmanage-
ments im Rahmen der Veranstaltung tätig gewesen seien. Hierzu wolle er anmer-
ken, dass ein Teil der Kolleginnen des Regionalmanagements selbst aus Mühlhau-
sen stamme bzw. aktive Mitglieder in Kirmesgemeinden seien. Sie bewerteten die
Durchführung einer solchen Veranstaltung positiv und erklärten sich bereit, die Vor-
bereitungen und Durchführung ehrenamtlich zu unterstützen. An dieser Stelle ge-
bühre ihnen deshalb besonderer Dank.
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Nicht zuletzt möchte er daran erinnern, dass insbesondere Kollegen der Kreisver-
waltung durch vielfältige Initiativen die 130. Mühlhäuser Stadtkirmes unterstützt hat-
ten. So sei beispielsweise am ersten Kirmesfreitag ein Kirmeskegeln zwischen Ver-
tretern des Personalrates  des Landratsamtes und der  Sparkasse Unstrut-Hainich
veranstaltet worden. Der Erlös in Höhe von 200 € sei den kleineren Kirmesgemein-
den Kruchenplan und Gartenstraße persönlich überbracht worden. 

Nachfrage Frau Holzapfel:

"Herr Zanker, dafür kann man sich nur bedanken, wenn Sie die Mühlhäuser Kirmes
so unterstützen. Ich würde mich auch freuen, aus Ihrem Verfügungsfond, was bei
den Mühlhäuser Museen zu sehen. Nur frage ich Sie jetzt, weil sie wieder überprüft
werden, dass wird sich ja herausstellen, sie haben gesagt, sie haben das aus dem
Verfügungsfonds, aus Ihrem Verfügungsfond gezahlt.  Wir  haben aber gar keinen
Haushalt. Wie sind Sie an den Verfügungsfond gekommen?"

Auf Antrag des  Herrn Henning erfolgt  die  wörtliche  Wiedergabe der  Antwort des
Landrates:

Landrat, Herr Zanker:

"Ganz einfach, indem wir damals diese Schecks übergeben haben. Ein Schelm, wer
jetzt eine spitzfindige Frage dahinter verbirgt. Und damit bin ich letztes Jahr zur Kir-
mes eine Verpflichtung eingegangen und wenn sie das Haushaltsrecht genau lesen,
kann ich diese umsetzen. Im Übrigen sei spitz angemerkt, bin ich bestimmt der ein-
zigste Landrat, der seinen Verfügungsfond nicht auf 27 Haushaltsstellen, wie bei ei-
nigen CDU-Landräten, verteilt, sondern auf eine, nachprüfbar und nicht sein Essen
und  Trinken,  wie  meine  Vorgänger,  aus  dem Verfügungsfond  bezahlt,  sondern
selbst bezahlt und dafür Geld für Vereine übrig hat."

02. Anfrage des Herrn Dr. Braun, FDP-Fraktion:

"Ich hatte in der letzten Kreistagssitzung eine Anfrage gestellt, die dort natürlicher-
weise nicht beantwortet werden konnte, deswegen heute noch mal: Am 23.01. hat in
der örtlichen Presse ein Bericht  gestanden, es geht also um den Ortsteil  Thams-
brück von der Stadt Bad Langensalza: "Investor aus Detmold will alte Malzfabrik in
Thamsbrück zur Radfahrerpension umbauen". Ich hatte da auch ein Bild mit, was in
der Presse veröffentlicht war, da konnte man deutlich darauf sehen, dass der alte
Fachwerkteil der Malzfabrik bereits abgebrochen ist und auf der anderen Seite, also
der massivere Teil  noch steht. Allerdings ist der obere Teil,  das ist die Dachkon-
struktion, steht also nur auf ein paar Holzstempeln noch. Die Abrissfirma ist mittler-
weile abgezogen, weil,  wie man im Ort hört, sie keinerlei  Geld bekommen haben.
Und nun steht diese Ruine im Ort. Meine Fragen gingen dahin, in dem Bericht hat
also auch gestanden, dass im I. Quartal diesen Jahres eine Baugenehmigung bean-
tragt werden sollte von diesem Unternehmer. Ich wollte gerne wissen, ob das wahr
ist und ob eine Genehmigung erteilt worden ist. Und meine zweite Frage zielte da-
rauf, was ich eben schon gesagt habe, dass das Dach nur auf ein paar Stempeln
noch steht, und was passiert, wenn durch einen stärkeren Sturm, den wir ja in letzter
Zeit  häufiger gehabt haben, dieses Dach abhebt und dann eventuell  in die umlie-
genden Häuser hineinfliegt. Wer trägt dann die Verantwortung? Ist die Bauaufsicht
involviert? Ich gehe davon aus, dass eine Abrissgenehmigung vorgelegen hat und
dann müsste ja auch die ganze Maßnahme kontrolliert werden."
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Der Landrat antwortete, dass das durch Herrn Dr. Braun angesprochene Thema in
den  letzten  zwei  Jahren  zunehme.  Grundbuchlich  eingetragene  Eigentümer  des
Grundstücks in Thamsbrück, Marktplatz 2 seien Frau Edelgard Hartmann aus Det-
mold und die PMV PrintMedien Verlag GmbH mit Sitz in Berlin, vertreten durch die
Geschäftsführerin,  Renate Ziemek, als  Gesellschafter  einer  Gesellschaft  bürgerli-
chen Rechts. Das Grundstück sei im Jahre 2002 durch die Treuhand Liegenschafts-
gesellschaft mbH und die Bundesanstalt für vereinigungsbedingte Sonderaufgaben
veräußert worden. 

Seit  dem Jahre  2002  stehe  die  untere  Bauaufsichtsbehörde  in  Kontakt  mit  den
Grundstückseigentümern, weil wiederholt Bauteile von den Gebäuden auf angren-
zende Nachbargrundstücke und den öffentlichen Marktplatz gefallen waren. Durch
die Grundstückseigentümer seien verschiedene Sicherungsmaßnahmen durch- ge-
führt worden. Letztlich sei im September 2007 der Abbruch der nördlichen und west-
lichen Gebäudeteile der Malzfabrik angezeigt worden. Ein bautechnischer Nachweis
der Standsicherheit habe vorgelegen. 

Mit den Abbruchmaßnahmen auf dem Gelände der alten Malzfabrik sei zu Beginn
des Jahres 2008 begonnen worden. Die offenen Wandbereiche des Gebäudeteils 2
seien allerdings entgegen den eingereichten Bauvorlagen bisher nicht geschlossen
worden. 

Die Befürchtungen des Herrn Dr. Braun, dass das Dachgeschoss des verbliebenen
Gebäudes der alten Malzfabrik nicht standsicher sei, werden von der unteren Bau-
aufsichtsbehörde geteilt. Trotz zahlreicher telefonischer und schriftlicher Beteuerun-
gen  der  Grundstückseigentümer,  dass  Sicherungsmaßnahmen durchgeführt  wer-
den, erfolgten diese bisher nicht. 
Durch die untere Bauaufsichtsbehörde sei  eine gutachterliche Stellungnahme zur
Feststellung der für die Wiederherstellung der öffentlichen Sicherheit erforderlichen
Mindestmaßnahmen in Auftrag gegeben worden. Diese liege jetzt vor und beinhalte
unter anderem die Entfernung der obersten zwei Geschosse und des Anbaus.

Diese Maßnahmen seien zwischenzeitlich durch die Bauaufsicht einer Abbruchfirma
in Auftrag gegeben worden. Sie würden in Zusammenarbeit mit einem Statiker, dem
Arbeitsschutzzentrum Thüringen und einer Gerüstbaufirma am Montag, den 5. Mai
2008,  mit  den Sicherungsmaßnahmen beginnen.  Um sicherzustellen,  dass keine
Bauteile in angrenzende  Gebäude  stürzen, werde das Dachgeschoss (der Fach-
werkoberbau) zunächst mit einem Gerüst abgefangen und im Anschluss per Hand
zurückgebaut.

Hinsichtlich der Pläne der Grundstückseigentümer mit dem Gelände der alten Malz-
fabrik könne nur mitgeteilt werden, dass bereits im Jahre 2003 in der unteren Bau-
aufsichtsbehörde ein Antrag auf Erteilung eines Bauvorbescheids zum Umbau der
ehemaligen Mälzerei zu einem Wohn- und Geschäftshaus gestellt worden sei. Die-
ser Antrag sei allerdings wieder zurückgezogen worden.

Im Januar 2008 habe ein Vertreter der Grundstückseigentümer in der unteren Bau-
aufsichtsbehörde  vorgesprochen  und  unterbreitete  Vorstellungen  zur  Umnutzung
der alten Malzfabrik in ein Radler- und Umwelthotel mit 50 Hotelzimmern, einer Ein-
kaufspassage und einer Gaststätte. Der Gesamtkostenaufwand solle 5 Mio. € betra-
gen. Ein konkreter Antrag auf Erteilung einer Baugenehmigung oder eines Bauvor-
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bescheids liege in der unteren Bauaufsichtsbehörde jedoch nicht vor.

Unter Berücksichtigung des Zustandes, in dem das Gelände der alten Malzfabrik
nach Beginn  der  Abbruchmaßnahmen zurückgelassen worden sei  sowie dessen,
dass es hier des Eingreifens der unteren Bauaufsichtsbehörde zur Wiederherstel-
lung der öffentlichen Sicherheit bedarf, erscheine die Realisierung der durch einen
Gesellschafter der Eigentümergemeinschaft angekündigten 5 Mio. € Investition al-
lerdings fragwürdig.

03. Anfrage des Herrn Henning, CDU-Fraktion:

"Ich hatte in der letzten Kreistagssitzung eine Anfrage gestellt, die lautete wie folgt:
Ich  komme zurück  auf  die  Beschlusslage  aus  der  letzen  Kreistagssitzung  vom
27.02.2008. Da hatten wir seinerzeit mit großer Mehrheit  die Vergabe von Mitteln
beschlossen, die die Ausstattung von Schulen mit PC und Informationstechnik be-
trifft. Meine Frage hierzu: Ist es richtig, dass es eine solche Förderrichtlinie bereits
im Jahr 2007 genau zu diesem Zweck gegeben hat, wo also der Freistaat Thüringen
zu 100 % gefördert hat. Wenn dies der Richtigkeit  entspricht, die Frage, was der
Landkreis unternommen hat, um in den Genuss dieser Fördermittel zu kommen bzw.
die Frage, welche finanziellen Mittel wir dann aus dieser Förderung 2007 gezogen
haben. Denn es wäre dann schon verwunderlich,  wenn es der Wahrheit  entspre-
chen sollte, dass wir in 2008, also dann reichlich spät, 48.650 € in den Kreishaus-
halt einstellen wollen und vergeben, wenn in 2007 eine Förderrichtlinie existiert hat,
die zu 100 % gefördert hätte."

Der Landrat antwortete,  dass mit Bescheid vom 25.07.2006 EFRE-Mittel  in  Höhe
von 112.600,00 € für 2007 zur Verfügung gestellt worden seien. Aufgrund dessen,
dass Landkreise die ihnen zur Verfügung gestellten Fördermittel  nicht  vollständig
abgerufen hätten, habe es einen nochmaligen Bescheid vom 19.12.2006 gegeben
mit weiteren 13.700 €. Dieser zusätzliche Betrag sei hauptsächlich auf die beiden
Berufsbildenden Schulen aufgeteilt  worden. Damit hatte der Unstrut-Hainich-Kreis
für das Jahr 2007 insgesamt 126.300,00 € zur Verfügung gehabt. 

Im Rahmen der EFRE-Förderperiode bis 2006 seien die Mittel für das Jahr 2006 in
zwei Teilauszahlungen 2006 und 2007 ausgewiesen worden. Die Förderrichtlinie für
das  Jahr  2007  bis  2013  sei  erst  mit  der  Veröffentlichung  im Staatsanzeiger  Nr.
3/2008 rechtskräftig geworden. Aus diesem Grund seien für 2007, obwohl die Richt-
linie mit Datum 30.11.2007 vom Thüringer Kultusministerium datiert, keine weiteren
Mittel ausgereicht worden und es konnten aus der neuen Förderperiode keine wei-
teren 100 % Fördermittel in Anspruch genommen werden. Dies wäre allerdings auch
bei einem Inkrafttreten am 01.12.2007 nicht möglich gewesen, da die Förderrichtli-
nie von vorn herein von einer  Beteiligung der Landkreise ausgegangen gewesen
sei. Im 1. Quartal 2007 habe die Beteiligung bei 25 % gelegen und durch die kreis-
freien Städte und Landkreise konnte ein Kompromiss mit einer Beteiligung von 12,5
% erzielt werden.

Nachfolgende Einrichtungen seien 2007 mit PC-Technik unter Berücksichtigung der
vorgegebenen Module für jede Schulart ausgestattet worden:

Schule Fördersumme gemäß 
Bescheide aus 2006 in €

GS Lengenfeld/Stein 1.500,00
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GS Bad Tennstedt 2.500,00
GS Unstruttal 4.000,00
GS Großengottern 2.500,00
RS Rodeberg 18.500,00
RS Schlotheim 18.500,00
RS Unstruttal 915,00
RS Hüpstedt 18.500,00
Salza-Gymnaisum Bad Langensalza 18.500,00
Berufsbildende Schule für Gesundheit
und Soziales

11.085,00

Berufliche Schulen des UHK 29.800,00
Gesamt 126.300,00

Bedingt dadurch, dass diese Summe aufgrund der Ausschreibungsergebnisse  nicht
ganz ausgereicht haben, mussten 67,30 € vom Kreis noch selbst  aufgebracht wer-
den. Die Ausschreibungen seien alle öffentlich erfolgt.

Die anderen EFRE Mittel würden bis 2013 in dieser Förderung mit einem Eigenan-
teil von 12,5 % abgerufen werden können, dies sei auch bereits getan worden. 

Insgesamt  seien  im letzten  Förderzeitraum einschließlich  dem jetzt  begonnenen
Förderzeitraum im Jahr 1999 Mittel in Höhe von 250.026 €, im Jahr 2000 Mittel in
Höhe von 166.970 € und weitere Mittel in Höhe von 84.599 € für Software in alle
Schularten geflossen. Alle Mittel seien voll in Anspruch genommen worden.

Im Jahr 2001 hätten sich im Rahmen von Leasing die Möglichkeiten verändert und
aufgrund der Ausschreibungsergebnisse seien die übrig gebliebenen 23 € sowie im
EFRE-Bereich von den 498.648 € die übrig gebliebenen 92 € vom Kultusministerium
rückgefordert  worden.  Im Zukunftsinvestitionsprogramm im Bereich  der  Berufsbil-
denden Schulen seien 149.000 € und 40.000 € investiert und keine Mittel zurückge-
geben worden.

Im Jahr 2002 seien EFRE Mittel und Mittel für Medienschulen und Berufliche Schu-
len von 421.000 €, 35.000 € und 20.750 € ausgegeben worden. Hier seien insge-
samt bei über einer halben Million Euro 70 € durch Zinsvorteil  zurückgezahlt wor-
den. 

v 2003 - 321.320 € ohne Rückforderung
v 2004 - 311.240  € ohne Rückforderung
v 2005 - 180.160 € Rückforderung in Höhe von 0,26 €
v 2006 - 160 445 € Rückforderung in Höhe von 4,62 €.

Man sehe, dass bei einer Summe von fast 3 Mio. € nicht mal 500 € an Zinsvorteil
zurückgefordert  worden seien.  Detailliert  könnten diese Daten den Berichten des
Rechnungsprüfungsamtes zu den Jahresrechnungen entnommen werden.

04. Anfrage der Frau Fischer, SPD-Fraktion:

"Meine Anfrage ist bereits aus der Kreistagssitzung im Februar. Mir ist signalisiert
worden, dass ich heute eine Beantwortung  dazu entgegennehmen kann. Und zwar
drehte sich meine Frage um das Thema Kinderfreundlicher  Landkreis.  Ich wollte
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wissen vom Landrat: Können Sie einen Überblick darüber geben, was darunter zu
verstehen ist,  mit welchen  Partnern Sie zusammenarbeiten und welche Maßnah-
men Ihrerseits dazu geplant werden?"

Der Landrat antwortete, dass, da die Anfrage den Rahmen sprengen würde, jetzt die
Konzeption Kinderfreundlicher Landkreis ausgeteilt werde, aus der grob die Zielrich-
tung entnommen werden könne. Bei der Idee Kinderfreundlicher Landkreis gehe es
nicht  darum,  einer  Zertifizierung  Rechnung  zu  tragen,  sondern  es  gehe  um ein
grundsätzliches  Konzept.  Alle  Menschen,  egal  welcher  politischen  Stellung  oder
Glaubensrichtung, sollen sich hier mit einzubringen. 

Man habe fünf Säulen definiert: Kinder, Jugendliche, Frauen, Familie / Beruf und In-
vestition und wolle damit eine breite Schicht der Bevölkerung über einen längeren
Zeitraum ansprechen. Zur Verdeutlichung der Inhalte der fünf Säulen seien im Kon-
zept sodann Beispiele dargestellt worden. 
Für ihn wichtig sei die Frage, was bedeute für die Kinder eine kinderfreundliche Zu-
kunft. Im Gegensatz zu vielen Modellen sollen hier die Kinder beteiligt werden und
ihr Engagement mit einbringen. Ausgehend von den ersten Zusagen seien im Kon-
zept auch erste einfache Punkte und Beispiele dargestellt,  um die Bandbreite der
Projektideen nachvollziehen zu können.

Er habe die Idee Kinderfreundlicher Landkreis initiiert und die ersten Arbeitsgrup-
pen seien dann auch mit Mitarbeitern der Verwaltung gegründet worden. Ziel sei es
jedoch, diese Idee verwaltungsunabhängig zu machen und in die Breite zu tragen.
Mittlerweile hätten sich Bürger und Interessierte sowie auch Träger verschiedener
Einrichtungen bereit erklärt, in den Arbeitsgruppen mitzuarbeiten. Der Schwerpunkt
liege  momentan in  den Bereichen  Familie,  Frauen  /  Beruf  und Kinder.  Es gebe
schon vier konkrete Zusagen zur finanzielle Unterstützung. Die Sparkasse und die
VR Bank, als regional gebundene Kreditinstitute, seien bereit, mitzuwirken. Ein wei-
teres Unternehmen habe sich mit eingebracht und von einem Unternehmen beteili-
ge sich die komplette Belegschaft.

Man habe sich überlegt, dass es zwei Botschafter geben werde. Diese würden Mitte
Mai der Öffentlichkeit bekannt geben und werden federführend mit den Arbeitsgrup-
pen das Projekt in den nächsten Jahren betreuen. Seit dem 13.04.2008 sei man in
Absprachen mit den Betrieben, 27 Unternehmen hätten bereits telefonisch Interesse
bekundet.

Zusammenfassend wolle er ausführen, dass man die aktive Mitarbeit  aller  Bürger
wünsche. Hauptinhalte seien, Aufbau eines Sponsorrings, Entwicklung von Ideen,
Schaffung von Diskussionsrunden, Anschieben von Investitionen, Öffentlichkeitsar-
beit,  Vernetzung der verschiedenen Ideen, Investitionen und Interessenlagen und
der Ausbau vorhandener Angebote. Er hoffe, dass diese Idee sich in den nächsten
Jahren so entwickele, dass niemand mehr wisse, wie sie entstanden sei, da sie nor-
males Leben im Kreis darstelle.

05. Anfrage des Herrn Mascher, CDU-Fraktion:

"Wie jetzt bekannt wurde, soll im Gymnasialteil Herbsleben des Salza-Gymnasiums,
entgegen früheren  Aussagen des Direktors Tomat, in diesem Jahr keine 5. Klasse
mehr eingeschult werden. Im Gymnasium Großengottern wurden im Jahr 2004 zwei
Container zur Erhöhung der dortigen Schülerkapazität aufgestellt.  Dieser rechtlich
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nicht  vertretbare Alleingang von Ihnen, hat dem Kreis damals zusätzliche 130 T€
gekostet.  Herr Landrat, wie beurteilen Sie aus heutiger Sicht Ihre 2004 getroffene  -
Zitat - „eilbedürftige Entscheidung“ 1. vor dem Hintergrund der Ihnen jetzt vom Lan-
desrechnungshof bescheinigten desolaten Haushaltsituation des Kreises? 2. im Be-
zug auf  die  jetzt  in  Herbsleben sichtbaren Auswirkungen der  damit  verbundenen
Freilenkung der Belegung des Salza-Gymnasiums im Stadtgebiet von Bad Langen-
salza?"

Der Landrat antwortete, dass er klar  von sich weise, dass hier  ein rechtswidriger
Vorgang vollzogen worden sei. Es sei nicht der Fall,  dass es sich um eine Eilent-
scheidung gehandelt habe und zusätzlicher Mittel bedurfte.

Der Schulträger sei nach § 3 Schulfinanzierungsgesetz für den Sachaufwand in der
Schule verantwortlich, dazu gehöre unter anderem Bereitstellung, Einrichtung, Aus-
stattung, Bewirtschaftung und Unterhaltung von Schulanlagen. Für Gymnasien wür-
den keine Einzugsgebiete existieren, es gebe die freie Schulwahl.

Zum Schuljahr 2004/05 hatten sich 67 Schüler im Gymnasium angemeldet, das hei-
ße, die Bildung von drei fünften Klassen sei erforderlich gewesen. Zum damaligen
Zeitpunkt habe es im Rahmen der Schulnetzplanung noch keine Regelung hinsicht-
lich der Aufnahmekapazität an Schulen gegeben. Seitens des Kreistages als auch
des Schulträgers sei  bis dahin keine Höchstgrenze in der Zügigkeit  von Schulen
festgelegt worden. Eine diesbezügliche Regelung sei erst mit Schulnetzbeschluss
am 19.12.2007 getroffen worden, in dem die Schulleiter für die Aufnahme an ihrer
Schule verantwortlich zeichnen. 

Mit Beginn des Schuljahres 2004/05, am 16.08.2004, nachzulesen in allen Unterla-
gen, musste eine Lösung des Problems gefunden werden. Im Juli habe er zum ers-
ten Mal  von dieser  Situation  erfahren.  Eine Eilentscheidung im Sinne des § 108
ThürKO habe es zu diesem Thema nicht gegeben. Nur aufgrund des kurzen Zeitras-
ters, mit der Bekanntgabe im Juli und dem Beginn neues Schuljahr Ende August, sei
im Zusammenhang mit der Aufnahme der Vergabe der Leistung in den Kreisaus-
schuss von einer eilbedürftigen Handlung gesprochen worden. Dies bezog sich nur
auf die Eilbedürftigkeit zur Aufnahme in die Tagesordnung des Kreisausschuss, um
keine  zusätzliche  Sitzung  durchführen zu müssen.  Dies  sei  vom Kreisausschuss
ohne Beanstandung so akzeptiert worden.

Die Entscheidung für die Anschaffung des Containers von drei  Unterrichtsräumen
sei bestätigt worden. Im Vorfeld dieser Anschaffung seien genau die Varianten Mie-
te, Leasing und Kauf geprüft worden. Die Auswertung habe ergeben, dass, vor al-
lem unter Berücksichtigung der angespannten Haushaltslage des Kreises, der Kauf
die  preiswerteste  Variante  sei.  Es sei  festgelegt  worden,  eine  beschränkte  Aus-
schreibung durchzuführen. Am 31.08.2007 sei der Vergabevorschlag in der Verga-
bekommission getroffen worden und am 01.09.2004 sei der Beschluss im Kreisaus-
schuss mit großer Mehrheit gefasst worden. 

Diese Entscheidung habe nichts mit der Belegung oder den Anmeldungen des Salz-
agymnasiums zu tun.  Schon immer habe es Anmeldungen aus dem Bereich Bad
Langensalza in Großengottern gegeben. Hier sei es grundsätzlich das Schulprofil
dieser Schule gewesen, dass die Eltern bewog, dieses Gymnasium zu wählen. Fol-
gende Zahlen seien festzuhalten:
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Schuljahr Angemeldete Schüler von Bad
Langensalza in Großengottern

2003 4
2004 14
2005 8
2006 10
2007 2
2008 4

Die von Herrn Mascher künstlich hergestellte Verbindung sei nicht nachvollziehbar.
Der überwiegende Teil der Zugänge am Gymnasium Großengottern kämen aus der
VG Vogtei sowie aus Teilen von Mühlhausen.

Zusammenfassend könne er sagen, dass aus damaliger Sicht die richtige Entschei-
dung getroffen worden sei. Der Schulträger habe seine Pflicht zur Bereitstellung or-
dentlicher Unterrichtsräume realisiert. Es sei die wirtschaftlichste Variante gewählt
worden. Dafür seien aus anderen Haushaltsstellen Deckungsquellen gefunden wor-
den, so dass es zu keiner zusätzlichen Belastung des Haushaltes geführt habe.

Nachfrage Herr Mascher:

"Herr Landrat, ich habe mir natürlich auch die Mühe gemacht und habe das Proto-
koll von damals noch mal rausgesucht. Und wie Sie jetzt gesagt haben, dass es eilig
war, die Entscheidung zu treffen, steht jedenfalls nicht im Protokoll.  Es steht drin,
dass  in  beiden  Schulgebäuden  des  Gymnasiums 2004  nicht  ausreichend  Unter-
richtsräume vorhanden seien. Dieser Zustand habe sich jedoch bereits im letzten
und im vorletzten Jahr abgezeichnet. Und das war ja dass, was wir bemängelt ha-
ben, weil sich das abgezeichnet hat, hätte ja der Kreistag schon längst darüber in-
formiert werden können und hätte eine Entscheidung fällen können. Sie haben da-
mals nicht erwähnt, dass der Kreisausschuss darüber beschlossen hat und ich weiß
es noch genau, ich habe sie darauf hingewiesen, sie haben gesagt, es war keine
Eilentscheidung, weil das auch nicht rechtens wäre. Und daraufhin haben Sie ge-
sagt, es war eine eilbedürftige Entscheidung. Sie haben zitiert, diese Aufhebung der
Grund- und Regelschulbezirke. Jetzt ist es ja so, dass nicht über diese Kapazitäten
eingeschult  werden darf,  an den jeweiligen Schulen. Haben Sie daraus, also aus
den Auswirkungen von Großengottern gelernt?"

Der Landrat antwortete, dass dies falsch sei, man habe das erste Mal selbst ent-
scheiden können. Der Kreistag habe das erste Mal in einem Bereich, in dem der
Gesetzgeber es zulasse, entscheiden können. Der Gesetzgeber habe mit Schulge-
setz entschieden, dass die Gymnasien ohne Begrenzung aufnehmen könnten. Man
habe nur die Zügigkeit festgelegt. Eher das Land habe gelernt. Dies sehe man auch
bei der neuen Änderung, die im nächsten Jahr kommen solle, dass man gesetzlich
die Zügigkeit festschreibe, um eine Gleichbehandlung zu haben. Der Landkreis hät-
te daraus keine Lehren gezogen.

Die Entwicklung in Großengottern habe nicht im direkten Zusammenhang mit Bad
Langensalza gestanden. In den Vorjahren konnte es auch aufgrund der Situation in
der Grundschule Schönstedt kompensiert werden. Es habe mit der Schließung des
Gymnasiums Oberdorla zusammengehangen. Der geringste Teil  sei nach Lengen-
feld/Stein gegangen, der größere Teil nach Mühlhausen ins Albert-Schweitzer-Gym-
nasium. Dann sei  festgestellt  worden,  dass die nachwachsende Generation nach
Großengottern wechsele und man habe im Rahmen der Möglichkeiten die preiswer-
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te Variante gesucht und sich für den Container entschieden. Damit könne man fle-
xibler auf Veränderungen reagieren. Selbst der Landesrechnungshof habe mit die-
ser Entscheidung kein Problem gehabt.

Nachfrage des Herrn Mascher:

"Sie würden heute wieder so entscheiden, wie Sie damals entschieden haben, eine
eilbedürftige Entscheidung?"

Der Landrat entgegnete, ganz klar Ja.

Herr Dr. Jankowsky gab bekannt, dass man zeitlich am Ende der Fragestunde an-
gekommen sei. Die noch ausstehende Frage von Frau Karl werde in der nächsten
Sitzung beantwortet.

Herr Henning beantragte die wörtliche Wiedergabe der Aussagen des Landrates zu
seinem Verfügungsfond.
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Zum TOP 05:
Bürgerfragestunde

01. Herr Olaf Eisenmenger und Herr Achim Günther, Herbsleben

"Mein Name ist Olaf Eisenmenger, ich bin mit Herrn Achim Günther, wir sind zwei
Elternteile  von 25 der  zukünftigen  5.  Klasse von Herbsleben,  die  zum Schuljahr
2008/09 in Herbsleben eingeschult werden sollten. Wie sie alle der Presse entneh-
men konnten, soll  dieser Schulteil   sukzessive leergezogen bzw. die zukünftige 5.
Klasse ab September in den Schulteil Hannoversche Straße gezogen werden. Das
Einzugsgebiet der Schule beziffert sich auf 9 045 Einwohner, darunter die Orte Bad
Tennstedt, Herbsleben, Mittelsömmern, Hornsömmern, Haussömmern, Lützensöm-
mern, Ballhausen, die Orte Großvargula, Bruchstedt und Blankenburg. 

Obwohl der Schulleiter des Salza-Gymnasiums, Herr Tomat, am 08.01. vor 19 El-
ternteilen in einer Werbeveranstaltung der einzelnen Schulen, sowohl der RS Bad
Tennstedt als auch der Schule aus Aschara, stellte uns der Herr Tomat seine Schu-
le vor und bekräftigte uns, dass die nächsten zwei Jahre in Herbsleben der Schulteil
III Bestand haben wird und die zukünftige 5. Klasse in Herbsleben eingeschult wird.
Dies bekräftigte er durch eine weitere Aussage, indem er unterstrich, dass der Lehr-
stoff der 5. und 6. Klasse sowohl dem Lehrstoff der Regelschule identisch ist und
die Eltern, die ihr Kind in Herbsleben anmelden wollen, beruhigt dies tun können.

Am 15.04. war der Schulleiter, Herr Tomat, in der Kommune vorstellig und sprach
mit dem Bürgermeister und dem Stellvertreter über zwei Varianten eines möglichen
Leerzuges des Schulteiles III in Herbsleben. Er favorisierte die Erstvariante mit ei-
gentlich Sofort-Leerzug und die zweite Variante, die Step-by-Step-Variante, so dass
die erste 5. zukünftige Klasse in Bad Langensalza eingeschult werden soll und suk-
zessive die anderen Klassen 6 - 10 dort in Herbsleben sich dann in Bad Langensal-
za einfinden sollen. 

Ich kann ihnen sagen, eine Region steht Kopf. Wir  haben eine Massenpetition ins
Leben gerufen. In einer Woche haben wir 670 Unterschriften gesammelt, 1 000 For-
mulare liegen noch aus. Wir  werden weitere Maßnahmen ergreifen, um dieses zu
verhindern, um den Schulteil III in Herbsleben mit seiner Sozialintegration mit Kieso,
einer Kindertagesstätte, mit dem Hort, mit einer Grundschule und dem Gymnasium
mitten im Ort werden wir alles bewegen, um dies zu halten. Deshalb wollen wir kon-
krete Fragen an den Landrat stellen, die wir bereits am 18. schriftlich eingereicht
haben. Deshalb habe ich heute Herrn Achim Günther mitgebracht."

Herr Achim Günther:

"Wir haben also das Schreiben gemeinsam an den Landrat formuliert. Es sind ins-
gesamt sieben konkrete Anfragen an den Herrn Landrat. Fangen wir gleich mit der
ersten Frage an: Wie  hoch sind die gegenwärtigen jährlichen Betriebskosten des
Schulteiles Herbsleben?

Die zweite Frage, das ist nun konkret, dass was wirklich ansteht, wenn das so wei-
tergehen sollte, wie sich das der Schulleiter, der Herr Tomat, vorstellt: Welche Kos-
ten entstehen durch den geplanten Schülertransport der zukünftigen 5. Klasse ab
August 2008 für das laufende Schuljahr?
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3. Welche Kosten entstehen durch einen zu erwartenden Schülertransport der 6. -
10. Klassen im darauf folgenden Jahr?

4. Welche Kosten entstehen durch die Verlagerung (Ausbau) der geförderten Unter-
richtsräume  (u.a.  Biologiekabinett  mit  der  höchsten  Ausstattungsqualität  Thürin-
gens,  Computerkabinett)?  Nur  noch  für  Anwesenden:  Im Jahre  2004  wurde  der
Standort Herbsleben mit einer Summe von 272 T€ gefördert. Das müsste man also
sagen, ist in vier Jahren wieder auszubauen, wenn man wirklich die Schule umset-
zen will.

5. Welche Förderkriterien werden durch diese Kabinettsumlagerungen verletzt und
welche finanziellen Regressforderungen der Förderstelle sind hierbei zu erwarten,
speziell für den Landkreis?

6. Waren Sie, Herr Zanker, in den Entscheidungsprozess des Herrn Tomat einge-
bunden? Hatten Sie, Herr Zanker, Kenntnis von den Vorstellungen des Herrn To-
mat?

7. Wie stehen Sie als Landrat zu der Dienstanweisung des Herrn Tomat, der diese
Entscheidung ohne Einbezug der Schulkonferenz getroffen hat? Und ich hatte auch
noch mal im Thüringer Schulordnungsgesetz nachgelesen, auch ist die Mitsprache
der Eltern hier wichtig. Wie hat er denn die Eltern eingebunden, der Herr Tomat?"

Der Landrat antwortete, dass per 31.12.2007 die gegenwärtigen jährlichen Betriebs-
kosten des Schulteils  Herbsleben  45.832,25 € betragen würden.  Die  Kosten der
Schülerbeförderung der neuen Klasse 5, Schuljahr 2008/09, nach Bad Langensalza
in den Schulteil Hannoversche Straße würden für die derzeit bekannten 26 Neuan-
meldungen für Herbsleben bei ca. 23 T€ liegen. Bei Beibelassung der alten Situati-
on wären es ca. 6 T€. 
Die Kosten der Schülerbeförderung im darauffolgenden Jahr für die Klassen 6 - 10
betragen insgesamt 115.000 € und bei den jetzigen Zahlen und der jetzigen Zuord-
nung zu den Orten zum Standort Herbsleben 32 T€. Die Baukosten für den Ausbau
und die Verlagerung der Fachunterrichtsräume an andere Schulen würden 46 T€
betragen. Somit würden insgesamt 105.941,56 € zu Buche schlagen.

Bei  Schließung  des  Schulteils  ziehe  die  Grundschule  in  das Gebäude  und man
rechne die nicht mehr anfallenden Bewirtschaftungskosten für das jetzige Gebäude
der Grundschule  sowie die  wegfallenden Transportkosten gegen. Dies seien 183
T€, so dass sich insgesamt ein Mehrbedarf von ca. 70 - 80 T€ ergebe.

Zu den Fördermitteln gebe es eine relativ große Rechtsunsicherheit. Es sei eine 10-
jährige Standortzusage als Schulstandort, von 2003 bis 2013, getroffen worden. Das
Gesetz regele nicht genau, ob man an der Art der Schule definiere oder am Schul-
standort generell.  Negativ betrachtet handele es sich rein rechnerisch um die Ge-
samtforderung einschließlich Zinsforderung in Höhe von 378.773 €. Inhaltlich stehe
er nicht zu dieser Aussage, da sie juristisch nicht untersetzt sei, sondern nur eine
Interpretation.

Er sei nicht in den Entscheidungsprozess des Herrn Tomat eingebunden gewesen,
hatte jedoch Kenntnis von den Vorstellungen. Er mache jedes Jahr Arbeitsbesuche
in Schulen, um bestehende Probleme zu diskutieren. Anfang April  sei er im Salz-
agymnasium gewesen und informiert worden, dass man derzeit mit dem Schulamt
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rede, diesen Schritt umzusetzen. Er habe dies zur Kenntnis genommen, da für die
Schulorganisation  ausschließlich  der  Direktor  zuständig  sei.  Herbsleben  sei  ein
Schulteil des Salzagymnasiums und somit nicht  Bestandteil der Schulnetzplanung. 

Mit Schreiben vom 14. April 2008, Eingang am 16. April 2008, sei er vom Salzagym-
nasium wie folgt informiert worden:

"Ich  möchte  Sie  hiermit  darüber  informieren,  dass  im kommenden Schuljahr  alle
Schüler der 5. Klasse nur noch im Schulteil Hannoversche Straße unterrichtet wer-
den können. Diese Regelung soll unter Berücksichtigung des vorhandenen Lehrper-
sonals und der Schülerzahlen der Unterricht gemäß der gültigen Stundentafel abge-
sichert werden."

Er habe keine Meinung zur Dienstanweisung des Herrn Tomat, da dieser ihm weder
fachlich,  noch dienstrechtlich unterstellt  sei.   Das Staatliche Schulamt, als rechtli-
che, fachliche und personalrechtliche  Vorgesetzte,  teilte  ihm  am  29.  April  2008
Folgendes dazu mit:

"Argumentation des Staatlichen Schulamtes Bad Langensalza zur Beschulung der
Klassen 5 am Standort Bad Langensalza ab Schuljahr 2008/09

Grundsätzlich besteht das Schulamt nach wie vor auf die in den zurückliegenden
Stellungnahmen zum Schulnetz und in Beratungen mit dem Schulträger deutlich ge-
machten Aufhebung des Schulteils Herbsleben des Salzagymnasiums Bad Langen-
salza.  Ziel  von Veränderungen muss ein  zukünftig  führender  Schulstandort  sein,
wobei ein optimales, das heißt vollständiges und funktionsfähiges Bildungsangebot
allen Schülern gemacht werden kann. 
Im Mittelpunkt der schulischen Aktivitäten steht die Sicherung der Bildungsqualität
für alle Schüler als eine gesamtgesellschaftliche Forderung. Die Erwartung an eine
zukunftsorientierte  Schulbildung  steigen ständig,  siehe auch Neuorganisation  der
Sekundärstufe  I  ab  nächstem Schuljahr  2009/10.  Um die  Herausforderungen  zu
meistern, muss in der Schule eine organisatorische Basis vorhanden sein, die viel-
fältige Entwicklung zulässt und fördert. 

Praktisch bedeutet  dies,  alle  Schüler  sollten unter einem Dach lernen,  das ist  in
Deutschland der Normalfall,  im Ausnahmefall  mindestens alle Schüler  einer Klas-
senstufe. Derzeitiger  Stand im Salzagymnasium: Alle  Schüler  der 5. -  10. Klasse
können problemlos in Bad Langensalza beschult werden. 

Soll  eine Fremdsprachengruppe gebildet  werden, ist eine Mindestschülerzahl  not-
wendig. Die Fremdsprache kann nicht eingerichtet werden, wenn zwar die minimale
Zahl erreicht, die Schüler aber in örtlich getrennten Schulteilen lernen, da hierfür die
doppelte Anzahl an Lehrern gebraucht würde. Bei der Lehrerzuweisung werden, an-
ders als  in  den Vorjahren,  keine  ausgelagerten Klassen mehr berücksichtigt.  Am
Rande sei erwähnt, dass alle Unterrichtsmittel doppelt vorhanden sein müssen, es
gibt aber nur Finanzmittel für eine einfache Ausrüstung.

Die Besonderheit im Salzagymnasium, parallele Klassen 5 - 10 in zwei Schulteilen,
führt zunehmend zur Einschränkung der Bildungsangebote. Der längere Schulweg
für die betroffenen Schüler in den künftigen 5. Klassen hat die Schule lange zögern
lassen, den ersten Schritt  in Richtung gemeinsame Klassenstufe zu gehen. Er ist
dennoch notwendig und im Sinne gleicher Bildungschancen aller Schüler der Jahr-
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gangsstufe alternativlos. Information: 10 Schüler müssen den Schulweg statt zu Fuß
mit dem Bus zurücklegen, für einige andere verändert sich die Fahrzeit.

Thüringen plant die Einführung einer stark flexibilisierten Stundentafel ab Klasse 5
im Schuljahr 2009/10. Auch hier gilt, nur mit einer vereinigten Klassenstufe sind wir
in der Lage diese neue Qualität in dem Unterricht zu gewährleisten. 

Mit  Rücksicht  auf  die  gewachsenen  sozialen  Beziehungen  in  den  bestehenden
Klassenverbänden werden die zukünftigen 6. - 10. Klassen weiter in Herbsleben un-
terrichtet. Für sie ändert sich im Schuljahr 2008/09 nichts. Es gibt im Salzagymnasi-
um viele schöne Traditionen, so auch im Schulteil  Herbsleben.  Die Schulgemein-
schaft hat den festen Willen an diesen Dingen festzuhalten und auch in den neuen
Strukturen lebendig zu erhalten."

Er sei  vehement der Auffassung gewesen, auch gegen die Auffassung der CDU-
Fraktion,  keine  Schulnetzplanung  zu realisieren.  Eine  Schulnetzplanung  bedeute
nicht, dass man neue Schulen schaffe oder baue, sondern nur, dass Schulen ge-
schlossen würden.  Im Moment  wolle  er  keine  Schulen  schließen,  so dass keine
Schule  Angst haben müsse. Es sei  momentan sehr schwierig  eine Schulnetzpla-
nung zu machen, da man nicht wisse, wie die Wahlen im nächsten Sommer ausge-
hen würden. Alle großen Parteien hätten andere Vorstellungen über die Art des ge-
meinsamen Lernens, damit verändere sich der Schulzugang. Damit habe jede heute
getroffenen Entscheidung  des Kreistages  ein  großes Risiko  und würde vielleicht
mehr Schaden als Nutzen bringen.

Die Entscheidung des Herrn Tomat sei sein Recht. Man könne jetzt nur abwarten,
wie sich das Land positioniere. Der Landkreis sei zu beteiligen und werde in seiner
Stellungnahme auf die Mehrkosten hinweisen.

Er werde alle Informationen zusammenstellen und den Fragestellern zukommen las-
sen.

Herr  Dr. Jankowsky bat darum, den gesamten Vorgang auch dem Ausschuss für
Kultur, Bildung, Sport zur Verfügung zu stellen.

Herr Dr. Jankowsky gab bekannt, dass die Zeit für die Bürgerfragestunde abgelau-
fen sei. Die noch ausstehende Frage von Herrn Rathnau werde in der nächsten Sit-
zung beantwortet.

Sitzung des Kreistages Unstrut-Hainich vom 30.04.2008, Seite 18



Zum TOP 06:

Mit der Drucksache-Nr. 298/08 lag die Verwaltungsvorlage - Genehmigung der Nie-
derschrift  der  31.  Sitzung des Kreistages Unstrut-Hainich-Kreis  vom 27.  Februar
2008 - vor. 

Es gab keine Wortmeldungen.  Herr  Dr.  Jankowsky rief  zur  Abstimmung über die
Vorlage auf.

Der Beschlusstext lautet:
"Die  Niederschrift  der  31.  Sitzung  des  Kreistages  Unstrut-Hainich-Kreis  vom 27.
Februar 2008 wird genehmigt."    

Der  Beschluss  wurde  mehrheitlich  angenommen  und  erhält  die  Beschluss-Nr.:
279-33/08.

Zum TOP 07:

Mit der Drucksache-Nr.: 300/08 lag die Verwaltungsvorlage - ständige Bewirtschaf-
tung der nicht benötigten Geldmittel des Abfallwirtschaftsbetriebes durch die Kreis-
kasse - vor.

Herr Münzberg führte aus, dass der Kreistag in seiner Sitzung am 19.12.2007 die Be-
wirtschaftung von  Geldmitteln des Abfallwirtschaftsbetriebs in Höhe von  7 Mio. € be-
schlossen habe.  Im Rahmen der  Umsetzung dieses Beschlusses  ergaben sich eine
Vielzahl praktischer Fragen, die einer Festlegung bedurften, beispielsweise die Zinshö-
he, die Zinsmethode, die Frage der Fälligkeit der Zinsen. All dies müsse klar geregelt
sein. Mit der zwischen Abfallwirtschaftsbetrieb und FD Finanzen abgestimmten Vorlage
solle dem Kreistag eine eindeutige Regelung vorgeschlagen werden. Eine angemesse-
ne Verzinsung der überschüssigen Finanzmittel des Abfallwirtschaftsbetriebes sei gesi-
chert. Gleichzeitig werde eine Zinseinsparung bei vom Kreis in Anspruch genommener
Kassenkreditzinsen in Höhe von ca. 30 T€, erzielt. 

Herr Dr. Jankowsky unterbrach Herrn Münzberg und bat um Ruhe.

Herr Münzberg fuhr fort. Damit diese Regelung rückwirkend zum 01.01.2008 in Kraft
treten könne, bitte er um Zustimmung.

Herr von Marschall informierte, dass der Betriebsausschuss des Abfallwirtschaftsbe-
triebes keine Empfehlung geben könne, da er  nicht  beschlussfähig  gewesen sei.
Der Ausschuss für Umwelt-, Naturschutz, Abfallwirtschaft, Land- und Forstwirtschaft
empfehle mehrheitlich dem Kreistag, die Punkte 1. bis 3. der Verwaltungsvorlage zu
streichen und nur über die Punkte 4. und 5. zu beschließen.

Herr Brand empfahl für den Haushalts- und Finanzausschuss mit 6 Ja-Stimmen und
4 Enthaltungen die Annahme der Vorlage.

Herr Montag verwies auf die Begründung der Beschlussvorlage: "In seiner Sitzung
am 19.12.2007 beschloss der Kreistag des Unstrut-Hainich-Kreises mit Beschluss-Nr.
261-29/07 die Bewirtschaftung von Geldmitteln des Abfallwirtschaftsbetriebs i. H. v. 7
Mio. €. Im Rahmen der Umsetzung dieses Beschlusses ergaben sich eine Vielzahl prak-
tischer Fragen, die einer Festlegung bedurften."
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Dies sei nur die halbe Wahrheit. Das Ganze hätte damit begonnen, dass auf eine An-
weisung des Landrates im Juni 2006 der Abfallwirtschaftsbetrieb 7 Mio. € an die Kreis-
kasse überwiesen habe. Diese Vorgehensweise sei dann mit Beschluss am 28.02.2007
durch den Kreistag legitimiert und am 19.12.2007 um ein Jahr verlängert worden. Es sei
grundsätzlich falsch, dass es sich bei diesen Mitteln um nicht benötigte Geldmittel han-
dele. Der Abfallwirtschaftsbetrieb sei verpflichtet, diese Geldmittel vorzuhalten. Es han-
dele sich um Rücklagen aufgrund gesetzmäßiger und satzungsgemäßer Auflagen für
die Rekultivierung und die 30-jährige Nachsorge der Deponien Kalkberg und Aemilien-
hausen.

Seit der Dezembersitzung des Kreistages und dem Vortrag des Herrn Käß sei mittler-
weile auch dem Letzten bekannt geworden, dass diese Geldmittel Bestandteil des Kas-
senkredites seien. Genau dieses wolle die Freie Wählergemeinschaft in dem Beschluss
festgeschrieben wissen und er stelle folgenden Änderungsantrag:

"In Punkt 1 wird nach dem ersten Satz der mit Wort "Verfügung" endet, folgender Satz
eingefügt:  'Diese  Geldmittel  sind  Bestandteil  des  in  der  jeweiligen  Haushaltssatzung
festgesetzten Kassenkredites.'"

Sollte der eben gestellte Änderungsantrag des Ausschusses für Umwelt-, Naturschutz,
Abfallwirtschaft, Land- und Forstwirtschaft beschlossen werden, müsse dies selbstver-
ständlich an einer anderen Stelle eingefügt werden.

Es gab keine weiteren Wortmeldungen.  Herr  Dr.  Jankowsky rief  zur Abstimmung
über den Änderungsantrag der Freien Wählergemeinschaft auf.

Der Landrat beantragte eine Auszeit von 5 Minuten, da dieser Antrag der Verwal-
tung so nicht bekannt gewesen sei, aber rechtlich eine größere Wirkung darstellen
würde. 

Herr Dr. Jankowsky unterbrach die Sitzung für 5 Minuten.

Herr Dr. Jankowsky gab bekannt, dass sich der Landrat mit den Fraktionsvorsitzen-
den geeinigt hätte.

Der Landrat führte aus, dass er als Verwaltung nach Rücksprache mit den Frakti-
onsvorsitzenden den Antrag stelle, die Vorlage in den Haushalts- und Finanzaus-
schuss zu verweisen. Gleichzeitig werde eine rechtliche Prüfung durchgeführt und
das Ergebnis dem Haushalts- und Finanzausschuss übergeben, so dass spätestens
zur Beschlussfassung des Haushaltsplanes eine abschließende Entscheidung vor-
liege.

Herr Dr. Jankowsky stellte auf Nachfrage fest, dass sich somit die Abstimmung über
die vorliegenden Änderungsanträge erledigt habe.

Herr Dr. Jankowsky rief über den Geschäftsordnungsantrag auf.
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Der Beschlusstext lautet:
"Die Drucksache-Nr.: 300/08 - ständige Bewirtschaftung der nicht benötigten Geld-
mittel des Abfallwirtschaftsbetriebes durch die Kreiskasse - wird zur weiteren Bera-
tung an den Haushalts- und Finanzausschuss überwiesen."

Der  Beschluss  wurde  mehrheitlich  angenommen  und  erhält  die  Beschluss-Nr.:
280-33/08.

Zum TOP 08:
Übergabe des Haushaltsplanentwurfes 2008

Der Landrat führte aus, dass, wie in der Sitzung des Haushalts-  und Finanzaus-
schusses ausführlich  dargestellt  und in  den letzten Ausschuss-Sitzungen avisiert
worden sei, zur heutigen Kreistagssitzung ein Haushaltsplanentwurf 2008 vorgelegt
werden sollte. Aufgrund der Ereignisse in der letzten Woche und auch der sich da-
raus ergebenen Notwendigkeiten, aber auch unter der Maßgabe, dass man an dem
Ziel festhalten wollte, vor dem 30.06. einen Haushaltsplan beschließen zu können,
habe man am Montag und Dienstag die notwendigen verwaltungsinternen Schritte
getätigt. Man habe aufgrund der völlig neuen Situation den Entwurf des Haushalts-
planes überarbeitet und mit Arbeitsstand 29.04.2008 den Mitgliedern des Kreistages
heute übergeben. Die fehlenden Unterlagen würden in der nächsten Kreistagssit-
zung übergeben werden. Weitere sich ergebende Hinweise, Unterlagen und Infor-
mationen würden aufgrund der noch ausstehenden Gespräche nachgereicht. 

Der Haushaltsplan sei ausgeglichen. Man erkenne jedoch auch sehr deutlich, dass
der Fehlbetragsausgleich, den man mit dem ersten Entwurf erreicht hatte, und damit
einen großen Teil der haushaltsrechtlichen Probleme gelöst hätte, nunmehr nur in
Höhe von 3,4 Mio. € statt von 23 Mio. € eingestellt worden sei. Damit sei eine Kreis-
umlage von 47,08 % errechnet worden. 
Es gebe die klare Auffassung des Landesverwaltungsamtes, entweder diese hohe
Kreisumlage, deren Konsequenz alle kennen, oder man finde eine andere Alternati-
ve, um auf diesen Betrag zurückzukommen.

Er könne hier sagen, dass nach intensiven Gesprächen mit Herrn Käß er keine wei-
teren Aufgaben übernehmen werde, der Vertrag sei erfüllt.  Er habe ihm heute per
Mail den endgültigen Bericht zugeschickt und diesen würden in den nächsten zwei
Wochen  alle  Kreistagsmitglieder,  einschließlich  des Landesverwaltungsamtes, er-
halten. Herr Käß sei der Auffassung, dass er keine Vorschläge mehr unterbreiten
könne, da er einen Willen im Kreistag zur Erfüllung der Auflagen des Haushaltspla-
nes 2007 oder der Vorgaben aus seinem ersten Teilbericht nicht erkennen könne.
Er  könne  nach  Gesprächen  mit  allen  Fraktionen  nicht  erkennen,  dass  hier  eine
Mehrheit zu finden sei, diesen Weg der stufenweise Sanierung zu realisieren. Das
heiße, der Berater, der für den Kreistag Hilfestellung geben wollte, sei dem Kreistag
abhanden gekommen. Das Landesverwaltungsamt werde nicht noch ein haushalts-
loses Jahr zulassen. Sie würden am Ende rechtliche Konsequenzen einleiten.

Man habe eine  Diskussionsgrundlage  vorgelegt,  die  mathematisch  und formal  in
Ordnung sei. Jetzt müsse man gemeinsam darüber nachdenken, wie trotz Verände-
rungen ein ausgeglichener und genehmigungsfähiger Haushalt am 11.06.2008 be-
schlossen werden könne. Er habe das Gefühl, dass es sowohl Herr Käß als auch
das Landesverwaltungsamt sehr ernst meinen. Die Verwaltung stehe dem Kreistag
zur Verfügung, um Lösungen zu finden.
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Wenn man die Kommunalordnung lese, sollte man sie zu Ende lesen. Dies wolle er
nur gesagt haben, da er manchmal den Eindruck habe, es gehe nicht um den Kreis
sondern um einzelne Personen, im Speziellen um ihn. Er habe sie zu Ende gelesen.
Er richte den Appell an alle, jeder habe damals mit unterschiedlichen Ansätzen den
Auftrag der  Bürger  angenommen, hier  eine  Lösung im Rahmen der  gesetzlichen
Möglichkeiten zu finden. Er hoffe, dass es am Ende dem Ergebnis diene und dass
das Landesverwaltungsamt nicht handeln müsse.

Herr Dr. Jankowsky gab bekannt, dass keine Aussprache vorgesehen sei.

Damit war die Sitzung des Kreistages beendet. Der Sitzungsverlauf wurde zur An-
fertigung der Niederschrift auf Tonband aufgezeichnet.

Dr. Jankowsky Junker
Kreistagsvorsitzender stellvertretende Schriftführerin
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